
20.07.2022 
REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

[Nummer Erlassregister] 

Vorentwurf eines Erlasses der Regierung zur Einführung der Heimarbeit und zur 
Abiinderung verschiedener Bestimmungen betreffend das Personal des Ministeriums 

und bestimmter Einrichtungen offentlichen Interesses der Deutschsprachigen Gemein­
schaft 

DIE REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT, 

Aufgrund des Sondergesetzes vom 8. August 1980 zur Reform der Institutionen, Artikel 
68, abgeândert durch das Sondergesetz vom 16. Juli 1993, und Artikel87 §3, ersetzt durch 
das Sondergesetz vom 8. August 1988; 

Aufgrund des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 über institutionelle Reformen für die 
Deutschsprachige Gemeinschaft, Artikel 51, abgeândert durch die Gesetze vom 16. Juli 
1993 und 6. Januar 2014, und Artikel 54 Absatz l, ersetzt durch das Gesetz vom 18. Juli 
1990; 

Aufgrund des Dekrets vom 25. Mai 2009 über die Haushaltsordnung der Deutschspra­
chigen Gemeinschaft, Artikell02 §1 Absatz 1; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 20. Januar 1993 zur Festlegung der Schwel­
lenbetrâge für die Gewâhrung einer Wohnungs- und Ortszulage an das Personal des Minis­
teriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft und der paragemeinschaftlichen Einrichtun­
gen; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 27. Dezember 1996 zur Organisation des Mi­
nisteriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft und zur Regelung der Anwerbung, der 
Laufbahn und der Besoldung der Beamten; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 30. November 2000 über den Beitrag der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft und bestimmter Einrichtungen ôffentlichen Interesses zu 
den Befôrderungskosten der Personalmitglieder; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 20. Dezember 2000 über die Kilometerent­
schâdigung für das Benutzen des Fahrrades auf dem Arbeitsweg zu Gunsten der Personal­
mitglieder des Ministeriums und bestimmter Einrichtungen ôffentlichen Interesses der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 7. Juni 2001 bezüglich der Organisation der 
Eimichtungen ôffentlichen Interesses der Deutschsprachigen Gemeinschaft und zur Rege­
lung der Anwerbung, der Laufbahn und der Besoldung der Beamten dieser Einrichtungen; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 28. September 2001 bezüglich der Laufbahn­
unterbrechung im Ministerium und in den paragemeinschaftlichen Einrichtungen der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 5. Juni 2003 über das Urlaubsgeld für die Per­
sonalmitglieder des Ministeriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft und der 
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paragemeinschaftlichen Einrichtungen der Deutschsprachigen Gemeinschaft; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 17. Juli 2003 zur Bestimmung der Rechtsposi­
tion des unter Arbeitsvertrag eingestellten Personals des Ministeriums der Deutschsprachi­
gen Gemeinschaft und bestimmter Einrichtungen ëffentlichen Interesses; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 22. Dezember 2005 zur Schaffung eines Sozi­
aldienstes für das Personal der Regierung, des Ministeriums und bestimmter paragemein­
schaftlicher Einrichtungen der Deutschsprachigen Gemeinschaft; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 19. Juli 2012 zur Erteilung bestimmter Voll­
machten an Bedienstete des Ministeriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 23. April 2015 zur Regelung der Spesenerstat­
tung in gewissen Einrichtungen der Deutschsprachigen Gemeinschaft; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung 23. Mai 2019 zur Organisation des Belgischen 
Rundfunk- und Femsehzentrums der Deutschsprachigen Gemeinschaft und zur Regelung 
der Anwerbung, der Laufbahn und der Besoldung der Beamten; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 23. Mai 2019 zur Bestimmung der Rechtspo­
sition des unter Arbeitsvertrag eingestellten Personals des Belgischen Rundfunk- und Fem­
sehzentrums der Deutschsprachigen Gemeinschaft; 

Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 28. Oktober 2021 über eine Entschadigung 
für Heimarbeit im Rahmen der Corona-Krise; 

Aufgrund der begründeten Stellungnahme des Direktionsrates des Ministeriums der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft vom 31. Mai 2022; 

Aufgrund des Protokolls Nr. 59-2022 des Sektorenausschusses XIX der Deutschsprachi­
gen Gemeinschaft vom 28. Juni 2022; 

Aufgrund des Gutachtens des Finanzinspektors vom 18. Juli 2022; 

Aufgrund des Gutachtens Nr. des Staatsrates, das am in Anwendung von Artikel 84 
§1 Absatz 1 Nummer 2 der koordinierten Gesetze über den Staatsrat vom 12. Januar 1973 
abgegeben wurde; 

Auf Vorschlag des Ministerprasidenten, zustandig für das Personal; 

Nach Beratung, 

BeschlieBt: 

KAPITEL 1- ABÀNDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 20. JANUAR 1993 ZUR 
FESTLEGUNG DER SCHWELLENBETRÀGE FÜR DIE GEWÀI-IRUNG EINER WOHNUNGS­
UND ORTSZULAGE AN DAS PERSONAL DES MINISTERIUMS DER DEUTSCHSPRACHIGEN 
GEMEINSCHAFT UND DER P ARAGEMEINSCHAFTLICHEN EINRICHTUNGEN 

Artikell - Artikell Nummer 3 des Erlasses der Regierung vom 20. Januar 1993 zur Fest­
legung der Schwellenbetrage für die Gewahrung einer Wohnungs- und Ortszulage an das 
Personal des Ministeriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft und der 
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paragemeinschaftlichen Einrichtungen, eingefügt durch den Erlass der Regierung yom 20. 
Februar 2003, wird wie folgt ersetzt: 

,,3. die Dienststelle der Deutschsprachigen Gemeinschaft für selbstbestimmtes Leben;" 

KAPITEL 2 - ABANDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 27. DEZEMBER 1996 
ZUR ORGANISATION DES MINISTERIUMS DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 
UND ZUR REGELUNG DER ANWERBUNG, DER LAUFBAHN UND DER BESOLDUNG DER BE­
AMTEN 

Art. 2 - Artikell0 des Erlasses der Regierung yom 27. Dezember 1996 zur Organisation 
des MinisteTiums der Deutschsprachigen Gemeinschaft und zur Regelung der Anwerbung, 
der Laufbahn und der Besoldung der Beamten, ersetzt durch den Erlass der Regierung yom 
17. Januar 2013, wird wie folgt abgeândert: 

1. Absatz 3 wird wie folgt ersetzt: 
"Die Regierung bestellt für einen erneuerbaren Zeitraum von fünf Jahren hôchstens zwei 

Stellvertreter des Generalsekretârs unter den mit "positiv" bewerteten Beamten oder Ver­
tragsbediensteten der Stufe l, die zum Zeitpunkt der Bestellung ein allgemeines Dienstalter 
von mindestens 15 Jahren vorweisen." 

2. In Absatz 4 wird die Wortfolge "stellvertretenden Generalsekretâr" durch die Wort­
folge "Stellvertreter des Generalsekretârs" ersetzt. 

3. Foigender Absatz 5 eingefügt: 
"Ist der Generalsekretâr aufgrund eines Krankheitsurlaubs oder einer anderen Urlaubs­

form abwesend oder befindet er sich in der Unmôglichkeit, das MinisteTium zu leiten, wer­
den die spezifischen Entscheidungsbefugnisse des Generalsekretârs von Amts wegen an 
seinen Stellvertreter übertragen. Hat die Regierung mehr ais einen Stellvertreter des Gene­
ralsekretârs bestellt, werden die Entscheidungsbefugnisse an den Stellvertreter mit dem 
hôchsten allgemeinen Dienstalter übertragen. Die Unmôglichkeit, das Ministerium zu leiten, 
wird von zwei Mitgliedem des Direktionsrates mit Ausnahme des Generalsekretârs festge­
stellt; der Beschluss wird einstimmig gefasst." 

Art. 3 - Artikel 10.1 desselben Erlasses der Regierung. eingefügt durch den Erlass der 
Regierung yom 17. Januar 2013, wird wie folgt abgeândert: 

1. In Absatz 1 wird die Wortfolge "stellvertretenden Generalsekretâre" durch die 
Wortfolge "Stellvertreter des Generalsekretârs" ersetzt. 
ln Absatz 2 wird die Wortfolge "stellvertretenden Generalsekretârs" durch die 
Wortfolge "Stellvertreters des Generalsekretârs" ersetzt. 

Art. 4 - Artikel 11 §1 desselben Erlasses der Regierung, ersetzt durch den Erlass der 
Regierung yom 17. Januar 2013, wird wie folgt ersetzt: 

,,§1 - Der Direktionsrat des MinisteTiums hat mindestens drei Mitglieder und setzt sich 
aus dem Generalsekretâr, den Stellvertretem des Generalsekretârs und den Verwaltungs­
direktoren zusammen. Der Generalsekretâr hat den Vorsitz inne." 

Art. 5 - ln Artikelll.3 desselben Erlasses der Regierung, eingefügt durch den Erlass der 
Regierung yom 28. Oktober 2021, wird wie folgt abgeândert: 

l.In Absatz 1 werden die Wortfolge "für das Personal zustândigen stellvertretenden Ge­
neralsekretâr" und die Wortfolge "für das Personal zustândige stellvertretende Generalsek­
retâr" jeweils durch die Wortfolge "Generalsekretâr oder dessen Stellvertreter" ersetzt. 

2.In Absatz 2 wird die Wortfolge "für das Personal zustândige stellvertretende General­
sekretâr" durch die Wortfolge "Generalsekretâr oder dessen Stellvertreter" ersetzt. 

Art. 6 - ln Kapitel 1 Abschnitt 2 desselben Erlasses der Regierung, abgeândert durch die 
Erlasse der Regierung yom 17. Januar 2013, yom 19. Januar 2017 und yom 28. Oktober 
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2021, wird folgender Artikelll.4 eingefügt: 
,Art. 11.4 - Der Direktionsrat bestimmt die unmittelbaren Vorgesetzten, die der Gene­

ralsekretii.r oder sein Stellvertreter umgehend nach Bestellung und nach jeder Ânderung 
bekannt macht. Es kann sich hierbei um Beamte, um Vertragsbedienstete oder um mit ei­
nem Auftrag für das Ministerium versehenen Bedienstete des Unterrichtswesens handeln." 

Art. 7 - Artikel39 §1 Absatz 3 desselben Erlasses der Regierung, ersetzt durch den Erlass 
der Regierung vom 17. Januar 2013, wird aufgehoben. 

Art. 8 - Artikel 71 desselben Erlasses der Regierung, zuletzt abgeii.ndert durch den Erlass 
der Regierung vom 23. Mai 2019, wird wie folgt abgeii.ndert: 

1. Absatz 2 wird aufgehoben; 
2. Absatz 10 wird wie folgt ersetzt: 
"Dem von der Regierung ais Stellvertreter des Generalsekretii.rs bestellten Beamten wird 

für die Dauer seiner Bestellung die Gehaltstabelle M2 zugeordnet. Diese Bestimmung hat 
keinerlei Auswirkung hinsichtlich der Befôrderungsordnung" 

3. Absatz 11 wird wie folgt ersetzt: 
"Dem von der Regierung ais Fachbereichsleiter bestellten Beamten wird für die Dauer 

seiner Bestellung die Gehaltstabelle M4 zugeordnet. Diese Bestimmung hat keinerlei Aus­
wirkung hinsichtlich der Befôrderungsordnung" 

Art. 9 - Artikel 87.5 desselben Erlasses der Regierung, eingefügt durch den Erlass der 
Regierung vom 19. Januar 2017, wird aufgehoben. 

Art. 10 - In Artikel 91 desselben Erlasses der Regierung, eingefügt durch den Erlass der 
Regierung vom 11. Dezember 2003 und abgeii.ndert durch den Erlass der Regierung vom 
17. Januar 2013, wird der zweite Satz gestrichen. 

Art. 11 - In Artikel 105 Absatz 2 desselben Erlasses der Regierung, ersetzt durch den 
Erlass der Regierung vom 17. Januar 2013, wird die Wortfolge "den Fachbereichsleiter" 
durch die Wortfolge "den unmittelbar Vorgesetzten" und die Wortfolge "Der Fachbereichs­
leiter" durch die Wortfolge "Der unmittelbar Vorgesetzte" ersetzt sowie die Wortfolge "sei­
nes Fachbereichs" gestrichen. 

Art. 12 - In denselben Erlass der Regierung, zuletzt abgeii.ndert durch den Erlass der 
Regierung vom 28. Oktober 2021, wird folgendes Kapitel VII!.l, das die Artikel191.1 bis 
191.6 umfasst, eingefügt: 

"KAPITEL VII!.l - HEIMARBEIT" 

Art. 13 - In das Kapitel VIII.1 desselben Erlasses der Regierung wird folgender Artikel 
191.1 eingefügt: 

,Art. 191.1 - Zur Anwendung des vorliegenden Kapitels versteht man unter: 
1. strukturelle Heimarbeit: im Rahmen des Arbeitsverhii.ltnisses regelmii.Bige Durchfüh­

rung der Arbeit in den vom Beamten genutzten, privaten Rii.umlichkeiten, wobei die Durch­
führung der Arbeit vorab in einer gemâB Artikel191.2 erstellten Vereinbarung festgelegt 
wird; 

2. gelegentliche Heimarbeit: im Rahmen des Arbeitsverhii.ltnisses gelegentliche Durch­
führung der Arbeit in den vom Beamten genutzten, privaten Rii.umlichkeiten mit dem 
schriftlichen Einverstii.ndnis des unmittelbar Vorgesetzten, ohne dass vorab eine gemâB Ar­
tike1191.2 erstellte Vereinbarung vorliegt." 

Art. 14 - In dasselbe Kapitel wird folgender Artikel191.2 eingefügt: 
,Art. 191.2 - Ein Beamter kann jederzeit einen Antrag zur Ausübung der strukturellen 

Heimarbeit stellen. Dazu stellt er mindestens einen Monat vor dem geplanten Beginn der 
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strukturellen Heimarbeit einen schriftlichen Antrag bei 
1. seinem unmittelbar Vorgesetzten, wenn die strukturelle Heimarbeit bis zu 40% der 

Arbeitszeit des Beamten betragen soli; 
2. dem Generalsekretiir oder seinem Stellvertreter, wenn die strukturelle Heimarbeit 

mehr ais 40% der Arbeitszeit des Beamten betragen soli. 

Der unmittelbar Vorgesetzte bzw. der Generalsekretiir oder sein Stellvertreter prüft, ob 
die Vorstellungen des Beamten mit den Interessen des Dienstes vereinbar sind. Bei positiver 
Einschiitzung trifft er für einen Zeitraum von mindestens drei bis maximal zwôlf Monaten 
eine schriftliche Vereinbarung mit dem Beamten, in der die Modalitiiten der strukturellen 
Heimarbeit festgehalten werden. 

Die Vereinbarung enthiilt mindestens folgende Angaben: 
1. den Prozentsatz der Heimarbeit, 
2. die zeitliche Organisation, die in Stunden oder Tagen ausgedrückt wird, 
3. die Formen der Erreichbarkeit wiihrend der Heimarbeit." 

Art. 15 - In dasselbe Kapitel wird folgender Artikel191.3 eingefügt: 
,,Art. 191.3 - §1- Für strukturelle Heimarbeit erhiilt ein Beamter pro Monat eine Entschii­

digung von 100 Euro multipliziert mit dem in der gemii.13 Artikel191.2 erstellten Vereinba­
rung festgehaltenen Prozentsatz der Heimarbeit im Verhiiltnis zu einer Vollzeitbeschiifti­
gung. 

Die Auszahlung der Entschiidigung erfolgt gleichzeitig mit der Auszahlung des Monats­
gehalts. 

Wenn wiihrend mindestens 30 aufeinander folgenden Tagen keine tatsiichlichen Dienste 
geleistet werden, erfolgt die Streichung der Entschiidigung ab dem 31. Tag für die Dauer 
der Abwesenheit. 

§2 - Für gelegentliche Heimarbeit erhiilt ein Beamter keine Entschiidigung." 

Art. 16 - In dasselbe Kapitel wird folgender Artikel191.4 eingefügt: 
,,Art. 191.4 - Wiihrend der Heimarbeit gelten die in der Arbeitsordnung und Arbeitszeit­

regelung festgehaltenen Regeln. 

Der Beamte ist wiihrend der Heimarbeit zur Kemarbeitszeit, so wie sie in der Arbeitsord­
nung festgelegt ist, erreichbar. 

Ein Beamter hat keinen absoluten Anspruch auf strukturelle Heimarbeit. Er ist verpflich­
tet, einem ausnahmsweisen Rückruf eines Vorgesetzten in den Priisenzdienst in den Riium­
lichkeiten des Arbeitgebers Folge zu leisten." 

Art. 17 - In dasselbe Kapitel wird folgender ArtikeI191.5. eingefügt: 
,,Art. 191.5 - §1 - Jede Anderung in der Zuordnung des Beamten zu einem anderen un­

mittelbar Vorgesetzen beendet die gemii.13 Artikel191.2 erstellte Vereinbarung von Amts 
wegen. 

§2 - Stellt der unmittelbar Vorgesetzte Miingel bei der Erfüllung der Aufgaben und/oder 
Erreichbarkeit des Beamten wiihrend der Heimarbeit fest, kann der unmittelbar Vorge­
setzte die gemiiB Artikel191.2 erstellte Vereinbarung vorzeitig beenden, nachdem er den 
Beamten angehôrt hat. Setzt der unmittelbar Vorgesetzte der Vereinbarung ein Ende, teilt 
er dies dem Beamten schriftlich mit. Die Beendigung wird am zehnten Tag nach dem Tag 
der Mitteilung wirksam, insofem sich die Parteien nicht auf eine andere Frist verstiindigen. 
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§3 - Der Beamte kann die gemâJ3 Artikel191.2 erstellte Vereinbarung vorzeitig beenden, 
wenn die Dauer der Vereinbarung mehr ais drei Monate betragt. Die Beendigung erfolgt 
schriftlich an den unmittelbar Vorgesetzten und wird am zehnten Tag nach der Mitteilung 
wirksam, insofern sich die Parteien nicht auf eine andere Frist verstandigen. 

§4 - Wurde die gemâJ3 Artikel191.2 erstellte Vereinbarung vom Generalsekretar oder 
seinem Stellvertreter unterzeichnet, versteht man unter dem in §§2 und 3 angeführten 
unmittelbar Vorgesetzten den Generalsekretar oder seinen Stellvertreter." 

Art. 18 - ln dasselbe Kapitel wird folgender Artike1191.6 eingefügt: 
,Art. 191.6 - Vorliegendes Kapitel ist anwendbar auf die Anwarter und die mit einem 

Auftrag für das Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft versehenen Bedienste­
ten des Unterrichtswesens." 

Art. 19 - ln das Kapitel XII desselben Erlasses der Regierung, abgeandert durch die Erlasse 
der Regierung vom 10. Marz 2005, vom 17. Januar 2013 und vom 28. Oktober 2021, wird 
folgender Artikel 225.4 eingefugt: 

,Art. 225.4 - Die beiden Verwaltungsdirektoren, die am 1. Oktober 2022 Mitglied des Di­
rektionsrats sind und das hôchste Dienstgradalter aufweisen, sind ab demselben Zeitpunkt 
für fünf Jahre zu Stellvertretern des Generalsekretars bestellt." 

Art. 20 - ln dasselbe Kapitel wird folgender Artikel 225.5 eingefügt: 
,Art 225.5 - ln Abweichung von Artikel 71 Absatz 11 wird dem von der Regierung ais 

Fachbereichsleiter bestellten Beamten, der am 1. Oktober 2022 auf Grundlage der Ge­
haltstabelle 1110, 1110-59, 1I10bis oder 1I10bis-59 besoldet wird sowie ein finanzielles Dienst­
alter von 20 Jahren und ein finanzielles Dienstalter ais Fachbereichsleiter von mindestens 
10 Jahren aufweist, für die Dauer seiner Bestellung die Gehaltstabelle 1I10ter bzw. 1/10ter-
59 zugeordnet. 

ln Abweichung der ArtikeI87.2-87.4 hat der von der Regierung bestellte Fachbereichs­
leiter, der gemâJ3 Absatz 1 besoldet wird, kein Anrecht auf eine Zulage fur Führungs- und 
Leitungsaufgaben." 

Art. 21 - ln Anhang II desselben Erlasses der Regierung, ersetzt durch den Erlass der 
Regierung vom 4. September 2012 und abgeandert durch den Erlass der Regierung vom 19. 
Januar 2017, werden in die Gehaltstabellen, die ab dem 1. Januar 2019 gelten, die Gehaltsta­
bellen M4, M3, M2 und Ml, die im Anhang des vorliegenden Erlasses aufgeführt werden, 
eingefugt. 

Art. 22 - ln Anhang III desselben Erlasses der Regierung, ersetzt durch den Erlass der 
Regierung vom 4. September 2012 und abgeandert durch den Erlass der Regierung vom 19. 
Januar 2017. werden in der Stufe 1 die Zeilen 1 und 2 wie folgt ersetzt: 

"Generalsekretar Ml 
Verwaltungsdirektor M3" 

Art. 23 - Anhang VII desselben Erlasses der Regierung, eingefügt durch den Erlass der 
Regierung vom 4. September 2012, wird wie folgt abgeandert: 

1. In Kapitel 1 Stufe 11+ Nummer 4 wird das Wort "Meisterdiplom" durch das "Meisterbrief" 
ersetzt und die Wortfolge " , wenn der Inhaber des Meisterdiploms ebenfalls über ein Ab­
schlusszeugnis der Oberstufe des Sekundarunterrichts verfügt" gestrichen. 

2. In Kapitel 1 Stufe II Nummer 5 wird das Wort "Meisterdiplom" durch das Wort "Gesel­
lenzeugnis" ersetzt. 

3. In das Kapitel II wird folgender §1.1 eingefügt: 
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,,§1.1 - ln Abweichung von §1 werden die Diplome, die von einer deutschen Fachhoch­
schule ausgestellt wurden und den Titel "Diplom (FH)" tragen, in die Liste der Diplome, die 
Zugang zur Stufe 1 gewahren, eingeordnet, wenn die Studienzeit mindestens 3,5 Jahre um­
fasst." 

4.1n dasselbe Kapitel wird folgender §4 eingefügt: 
"Gesellenzeugnisse und Meisterbriefe, die gemaB einer auslandischen Regelung erlangt 

worden sind, werden ebenfalls berücksichtigt, wenn sie nach Gutachten des IAWM dem Ge­
sellenzeugnis bzw. dem Meisterbrief durch die Regierung ais gleichwertig anerkannt wer­
den." 

KAPITEL 3 - ABANDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 30. NOVEMBER 2000 
ÜBER DEN BEITRAG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT UND BESTIMMTER EIN­
RICHTUNGEN OFFENTLICHEN INTERESSES ZU DEN BEFORDERUNGSKOSTEN DER PERSO­
NALMITGLIEDER 

Art. 24 - Artikel1 Nummer 2 Buchstabe a) des Erlasses der Regierung vom 30. November 
2000 über den Beitrag der Deutschsprachigen Gemeinschaft und bestimmter Einrichtungen 
Offentlichen Interesses zu den Befôrderungskosten der Personalmitglieder wird wie folgt 
ersetzt: 

"a) der Dienststelle der Deutschsprachigen Gemeinschaft für selbstbestimmtes Leben;" 

Art. 25 - Artikel 2 §3 des desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt ersetzt: 
,,§3 - Bei einer teilzeitigen Beschaftigung wird der Beitrag im Verhaltnis zum Beschafti­

gungsprozentsatz gekürzt. 

Wenn das Personalmitglied aufgrund einer schriftlichen Vereinbarung strukturell einen 
Teil seiner Arbeitszeit in Heimarbeit verrichtet, wird der Beitrag des Arbeitgebers an den 
Befôrderungskosten im gleichen Verhaltnis zum Prozentsatz der Heimarbeit gekürzt." 

KAPITEL 4 - ABANDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 20. DEZEMBER 2000 
ÜBER DIE KlLOMETERENTSCHADIGUNG FÜR DAS BENUTZEN DES FAHRRADES AUF DEM 
ARBEITSWEG ZU GUNSTEN DER PERSONALMITGLIEDER DES MINISTERIUMS UND BE­
STIMMTER EINRICHTUNGEN OFFENTLICHEN INTERESSES DER DEUTSCHSPRACHIGEN GE­
MEINSCHAFT 

Art. 26 - Artikel1 Nummer 2 Spiegelstrich 1 des Erlasses der Regierung vom 20. Dezem­
ber 2000 über die Kilometerentschadigung für das Benutzen des Fahrrades auf dem Ar­
beitsweg zu Gunsten der Personalmitglieder des Ministeriums und bestimmter Einrichtun­
gen ôffentlichen Interesses der Deutschsprachigen Gemeinschaft wird wie folgt ersetzt: 

,,- die Dienststelle der Deutschsprachigen Gemeinschaft für selbstbestimmtes Leben;" 

KAPITEL 5 - ABANDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 7. JUNI 2001 BEZÜG­
LICH DER ORGANISATION DER EINRICHTUNGEN OFFENTLICHEN INTERESSES DER 
DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT UND ZUR REGELUNG DER ANWERBUNG, DER 
LAUFBAHN UND DER BESOLDUNG DER BEAMTEN DIESER EINRICHTUNGEN 

Art. 27 - Artikel1 Nummer 1 des Erlasses der Regierung vom 7. Juni 2001 bezüglich der 
Organisation der Einrichtungen Offentlichen Interesses der Deutschsprachigen Gemein­
schaft und zur Regelung der Anwerbung, der Laufbahn und der Besoldung der Beamten 
dieser Einrichtungen wird wie folgt ersetzt: 
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,,1. Die Dienststelle der Deutschsprachigen Gemeinschaft für selbstbestimmtes Leben" 

Art. 28 - In Artikel15.2 desselben Erlasses der Regierung, eingefügt durch den Erlass der 
Regierung vom 11. Dezember 2003 und ersetzt durch den Erlass der Regierung vom 19. 
Oktober 2006, wird nach der Zahl"l72" die Angabe .. ,191.2,191.5" eingefügt. 

Art. 29 - In Artikel17 desselben Erlasses der Regierung, abgeandert durch den Erlass der 
Regierung vom 29. Oktober 2015, wird die Zeile 1 wie folgt ersetzt: 

"Geschaftsführender Direktor M3" 

KAPITEL 6 - ABÂNDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 28. SEPTEMBER 2001 
BEZÜGLICH DER LAUFBAHNUNTERBRECHUNG lM MINISTERIUM UND IN DEN P ARAGE­
MEINSCHAFTLICHEN EINRICHTUNGEN DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

Art. 30 - Artikel 1 des Erlasses der Regierung vom 28. September 2001 bezüglich der 
Laufbahnunterbrechung im Ministerium und in den paragemeinschaftlichen Eimichtungen 
der Deutschsprachigen Gemeinschaft wird wie folgt abgeandert: 

1. Nummer 2 wird wie folgt ersetzt: 
,,2. die Dienststelle der Deutschsprachigen Gemeinschaft für selbstbestimmtes Leben;" 
2. In Nummer 4 wird der Punkt am Ende des Satzes durch ein Semikolon ersetzt. 
3. Folgende Nummer 5 wird eingefügt: 
,,5. das Belgische Rundfunk- und Fernsehzentrum der Deutschsprachigen Gemeinschaft." 

KAPITEL 7 - ABÂNDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 5. JUNI 2003 ÜBER 
DAS URLAUBSGELD FÜR DIE PERSONALMITGLIEDER DES MINISTERIUMS DER DEUTSCH­
SPRACHIGEN GEMEINSCHAFT UND DER PARAGEMEINSCHAFTLICHEN EINRICHTUNGEN 
DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

Art. 31 - Artikell Nummer 2 des Erlasses der Regierung vom 5. Juni 2003 über das Ur­
laubsgeld für die Personalmitglieder des Ministeriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft 
und der paragemeinschaftlichen Einrichtungen der Deutschsprachigen Gemeinschaft wird 
wie folgt ersetzt: 

,,2. der Dienststelle der Deutschsprachigen Gemeinschaft für selbstbestimmtes Leben;" 

KAPITEL 8 - ABÂNDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 17. JULI 2003 ZUR 
BESTIMMUNG DER RECHTSPOSITION DES UNTER ARBEITSVERTRAG EINGESTELLTEN 
PERSONALS DES MINISTERIUMS DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT UND BE­
STIMMTER EINRICHTUNGEN OFFENTLICHEN INTERESSES 

Art. 32 - Artikell Absatz 1 Nummer 3 des Erlasses der Regierung vom 17. Juli 2003 zur 
Bestimmung der Rechtsposition des unter Arbeitsvertrag eingestellten Personals des Minis­
teriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft und bestimmter Einrichtungen Offentlichen 
Interesses wird wie folgt ersetzt: 

,,3. der Dienststelle der Deutschsprachigen Gemeinschaft für selbstbestimmtes Leben" 

Art. 33 - In Artikel 9.2 desselben Erlasses der Regierung, eingefügt durch den Erlass der 
Regierung vom 19. Januar 2017, wird wie folgt abgeandert: 

1. In Absatz 1 wird die Angabe ,,1/8" durch die Angabe "M4" ersetzt und die Wortfolge", 
bis er in Anwendung der Bestimmungen von Artikel 12 des vorliegenden Erlasses auf 
Grundlage einer hôheren Gehaltstabelle entlohnt wird" gestrichen. 

2. Absatz 2 wird aufgehoben. 
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3. In Absatz 3 wird die Wortfolge "und 2" gestrichen. 

Art. 34 - In Kapitel III desselben Erlasses der Regierung, abgeandert durch die Erlasse 
der Regierung vom 13. Januar 2017 und vom 23. Mai 2019, wird folgender Artikel 9.4 ein­
gefügt: 

"Art. 9.4 - Stellvertreter des Generalsekretars 

Wird ein Vertragsbediensteter des Ministeriums gemë.13 Artikell0 desselben Erlasses der 
Regierung vom 27. Dezember 1996 durch die Regierung ais Stellvertreter des Generalsek­
retars bestellt, wird er wahrend seiner Bestellung ais Stellvertreter des Generalsekretars 
auf Grundlage der Gehaltstabelle M2 entlohnt. Diese Bestimmung hat keinerlei Auswirkung 
hinsichtlich der finanziellen Aufwertung." 

Art. 35 - In das Kapitel IIlbis desselben Erlasses der Regierung, eingefügt durch den Erlass 
der Regierung vom 5. Juli 2007 und abgeandert durch den Erlass der Regierung vom 23. Mai 
2019, wird folgender Artikel12.7 eingefügt: 

,Art. 12.7 - Heimarbeit 

Die Artikel191.1 bis 191.6 des Erlasses der Regierung vom 27. Dezember 1996 finden 
Anwendung auf die Vertragsbediensteten." 

KAPITEL 9 - ABANDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 22. DEZEMBER 2005 
ZUR SCHAFFUNG ElNES SOZIALDIENSTES FÜR DAS PERSONAL DER REGIERUNG, DES MI­
NISTERIUMS UND BESTIMMTER PARAGEMEINSCHAFTLICHER EINRICHTUNGEN DER 
DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

Art. 36 - In Artikel 2 Absatz 1 Nummer 4 des Erlasses der Regierung vom 22. Dezember 
2005 zur Schaffung eines Sozialdienstes für das Personal der Regierung, des Ministeriums 
und bestimmter paragemeinschaftlicher Einrichtungen der Deutschsprachigen Gemein­
schaft wird die Wortfolge "Dienststelle für Personen mit einer Behinderung" durch die 
Wortfolge .Dienststelle der Deutschsprachigen Gemeinschaft fur selbstbestimmtes Leben" 
ersetzt. 

Art. 37 - In Artikel 3 §2 Absatz 3 Nummer 2 desselben Erlasses der Regierung, ersetzt 
durch den Erlass der Regierung vom 20. Februar 2014, wird die Wortfolge "Dienststelle für 
Personen mit einer Behinderung" durch die Wortfolge "Dienststelle der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft für selbstbestimmtes Leben" ersetzt. 

KAPITEL 10 - ABÂNDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 19. JULI 2012 ZUR 
ERTEILUNG BESTIMMTER VOLLMACHTEN AN BEDIENSTETE DES MINISTERIUMS DER 
DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

Art. 38 - Artikel 2 Absatz 1 des Erlasses der Regierung vom 19. Juli 2012 zur Erteilung 
bestimmter Vollmachten an Bedienstete des Ministeriums der Deutschsprachigen Gemein­
schaft wird aufgehoben. 

Art. 39 - Artikel13 des Erlasses der Regierung vom 19. Juli 2012 zur Erteilung bestimmter 
Vollmachten an Bedienstete des Ministeriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft, abge­
andert durch die Erlasse der Regierung vom 21. Februar 2017, vom 30. Mai 2017 und vom 
31. Januar 2019, wird wie folgt abgeandert: 

1. Foigende Nummer 1.1 wird eingefügt: 
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,,1.1. den Empfang des Vorschlags zur Bildung eines Referats, das Einbringen des Vor­
schlags in den Direktionsrat, die Zuordnung der Mitarbeiter zu einem Referatsleiter gemiiB 
Artikelll.3 desselben Erlasses;" 

2. Folgende Nummer 1.2 wird eingefügt: 
,,1.2. die Bekanntmachung der vom Direktionsrat bestellten unmittelbaren Vorgesetzten 

gemiiB Artikel11.4 desselben Erlasses;" 
3. Nummer 11 wird aufgehoben. 
4. Folgende Nummer 39.1 wird eingefügt: 
,,39.1. der Abschluss einer Vereinbarung über strukturelle Heimarbeit, sowie der Emp­

fang des Antrags auf strukturelle Heimarbeit und dessen Überprüfung gemiiB Artikel191.2 
desselben Erlasses;" 

5. Folgende Nummer 39.2 wird eingefügt: 
,,39.2. die Veranlassung oder der Empfang einer vorzeitigen Beendigung einer Vereinba­

rung über strukturelle Heimarbeit gemiiB Artikel191.5 §4 desselben Erlasses;" 

KAPITEL 11 - ABÀNDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 23. APRIL 2015 ZUR 
REGELUNG DER SPESENERSTATTUNG IN GEWISSEN EINRICHTUNGEN DER DEUTSCH­
SPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

Art. 40 - Artikel15 Absatz 3 des Erlasses der Regierung vom 23. April 2015 zur Regelung 
der Spesenerstattung in gewissen Einrichtungen der Deutschsprachigen Gemeinschaft wird 
aufgehoben. 

KAPITEL 12 - ABÀNDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 13. APRIL 2017 ZUR 
FESTLEGUNG DES STELLENPLANS FÜR DAS PERSONAL DES MINISTERIUMS DER 
DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

Art. 41 - ln Artikell des Erlasses der Regierung vom 13. April 2017 zur Festlegung des 
Stellenplans für das Personal des Ministeriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft wird 
die Zeile "Kunstwissenschaftlicher Berater, wissenschaftlicher Referent oder kunstwissen­
schaftlicher beigeordneter Berater (*)(2) 1" gestrichen. 

Art. 42 - Artikel 4 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt ersetzt: 
.Art. 4 - Der Dienstgrad "Verwaltungsdirektor" wird aus dem Stellenplan gestrichen, so­

bald der letzte Beamte, der diesen Dienstgrad besetzt, einen anderen Dienstgrad einnimmt, 
den Dienst endgültig verliisst oder in den Ruhestand versetzt wird: 

KAPITEL 13 - ABÀNDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG 23. MAI 2019 ZUR ORGA­
NISATION DES BELGISCHEN RUNDFUNK- UND FERNSEHZENTRUMS DER DEUTSCHSPRA­
CHIGEN GEMEINSCHAFT UND ZUR REGELUNG DER ANWERBUNG, DER LAUFBAHN UND 
DER BESOLDUNG DER BEAMTEN 

Art. 43 - ln das Kapitel 1 Abschnitt 2 des Erlasses der Regierung vom 23. Mai 2019 zur 
Organisation des Belgischen Rundfunk- und Femsehzentrums der Deutschsprachigen Ge­
meinschaft und zur Regelung der Anwerbung, der Laufbahn und der Besoldung der Beam­
ten, abgeiindert durch den Erlass der Regierung vom 28. Oktober 2021, wird folgender Ar­
tike112.2 eingefügt: 

"Art. 12.2 - Der Direktionsrat bestimmt die unmittelbaren Vorgesetzten, die der Direktor 
umgehend nach Bestellung und nach jeder Ànderung bekannt macht. Es kann sich hierbei 
um Beamte, um Vertragsbedienstete oder um mit einem Auftrag für den BRF versehenen 
Bediensteten des Unternchtswesens handeln." 
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Art. 44 - Artikel48 §1 Absatz 3 desselben Erlasses der Regierung wird aufgehoben. 

Art. 45 - In Artikel 98 desselben Erlasses der Regierung wird der zweite Satz gestrichen. 

Art. 46 - In Artikel117 Absatz 2 desselben Erlasses der Regierung wird die Wortfolge 
.den Fachbereichsleiter" durch die Wortfolge "den unmittelbar Vorgesetzten" und die Wort­
folge "Der Fachbereichsleiter" durch die Wortfolge .Der unmittelbar Vorgesetzte" ersetzt 
sowie die Wortfolge "seines Fachbereichs" gestrichen. 

Art. 47 - In denselben Erlass der Regierung, zuletzt abgeândert durch den Erlass der 
Regierung yom 28. Oktober 2021, wird folgendes Kapitel9.1, das die Artikel207.1 bis 207.6 
umfasst, eingefügt: 

"KAPITEL 9.1 - HEIMARBEIT" 

Art. 48 - In das Kapitel9.1 desselben Erlasses der Regierung wird folgender Artike1207.1 
eingefügt: 

,Art. 207.1 - Zur Anwendung des vorliegenden Kapitels versteht man unter: 
1. strukturelle Heimarbeit: im Rahmen des Arbeitsverhâltnisses regelmâBige Durchfüh­

rung der Arbeit in den yom Beamten genutzten, privaten Râumlichkeiten, wobei die Durch­
führung der Arbeit vorab in einer gemâB Artikel 207.2 erstellten Vereinbarung festgelegt 
wird; 

2. gelegentliche Heimarbeit: im Rahmen des Arbeitsverhâltnisses gelegentliche Durch­
führung der Arbeit in den yom Beamten genutzten, privaten Râumlichkeiten mit dem 
schriftlichen Einverstândnis des unmittelbar Vorgesetzen, ohne dass vorab eine gemâB Ar­
tike1207.2 erstellten Vereinbarung vorliegt." 

Art. 49 - In dasselbe Kapitel wird folgender Artikel 207.2 eingefügt: 
,Art. 207.2 - Ein Beamter kann jederzeit einen Antrag zur Ausübung der strukturellen 

Heimarbeit stellen. Dazu stellt er mindestens einen Monat vor dem geplanten Beginn der 
strukturellen Heimarbeit einen schriftlichen Antrag bei 

1. seinem unmittelbar Vorgesetzten, wenn die strukturelle Heimarbeit bis zu 40% der 
Arbeitszeit des Beamten betragen soli. 

2. dem Direktor, wenn die strukturelle Heimarbeit mehr ais 40% der Arbeitszeit des Be­
amten betragen soli. 

Der unmiUelbar Vorgesetzte bzw. der Direktor pruft, ob die Vorstellungen des Beamten 
mit den Interessen des Dienstes vereinbar sind. Bei positiver Einschâtzung trifft er für einen 
Zeitraum von mindestens drei bis maximal zwôlf Monaten eine schriftliche Vereinbarung 
mit dem Beamten, in der die Modalitâten der strukturellen Heimarbeit festgehalten werden. 

Die Vereinbarung enthâlt mindestens folgende Angaben: 
1. den Prozentsatz der Heimarbeit, 
2. die zeitliche Organisation, die in Stunden oder Tagen ausgedruckt wird, 
3. die Formen der Erreichbarkeit wâhrend der Heimarbeit." 

Art. 50 - In dasselbe Kapitel wird folgender Artikel 207.3 eingefügt: 
,Art. 207.3 - §1- Für strukturelle Heimarbeit erhâlt ein Beamter pro Monat eine Entschâ­

digung von 100 Euro multipliziert mit dem in der gemâB Artikel207.2 erstellten Vereinba­
rung festgehaltenen Prozentsatz der Heimarbeit im Verhâltnis zu einer Vollzeitbeschâfti­
gung. 

Die Auszahlung der Entschâdigung erfolgt gleichzeitig mit der Auszahlung des Monats­
gehalts. 
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Wenn wahrend mindestens 30 aufeinander folgenden Tagen keine tatsachlichen Dienste 
geleistet werden, erfolgt die Streichung der Entschadigung ab dem 31. Tag für die Dauer 
der Abwesenheit. 

§2 - Für gelegentliche Heimarbeit erhalt ein Beamter keine Entschadigung." 

Art. 51 - ln dasselbe Kapitel wird folgender Artikel 207.4 eingefügt: 
,Art. 207.4 - Wahrend der Heimarbeit gelten die in der Arbeitsordnung und Arbeitszeit­

regelung festgehaltenen Regeln. 

Der Beamte ist wahrend der Heimarbeit zur Kemarbeitszeit, so wie sie in der Arbeitsord­
nung festgelegt ist, erreichbar. 

Ein Beamter hat keinen absoluten Anspruch auf struktureUe Heimarbeit. Er ist verpflich­
tet, einem ausnahmsweisen Rückruf eines Vorgesetzten in den Prasenzdienst in den Raum­
lichkeiten des Arbeitgebers Folge zu leisten." 

Art. 52 - ln dasselbe Kapitel wird folgender Artikel 207.5. eingefügt: 
,Art. 207.5 - §1 - Jede Anderung in der Zuordnung des Beamten zu einem anderen un­

mittelbar Vorgesetzen beendet die gemë.J3 Artikel 207.2 ersteUte Vereinbarung von Amts 
wegen. 

§2 - SteUt der unmittelbar Vorgesetzte Mangel bei der ErfüUung der Aufgaben und/oder 
Erreichbarkeit des Beamten wahrend der Heimarbeit fest, kann der unmittelbar Vorge­
setzte die gemaB Artikel207.2 ersteUte Vereinbarung vorzeitig beenden, nachdem er den 
Beamten angehôrt hat. Setzt der unmittelbar Vorgesetzte der Vereinbarung ein Ende, teilt 
er dies dem Beamten schriftlich mit. Die Beendigung wird am zehnten Tag nach dem Tag 
der Mitteilung wirksam, insofem sich die Parteien nicht auf eine andere Frist verstandigen. 

§3 - Der Beamte kann die gemë.J3 Artikel207.2 ersteUte Vereinbarung vorzeitig beenden, 
wenn die Dauer der Vereinbarung mehr aIs drei Monate betragt. Die Beendigung erfolgt 
schriftlich an den unmittelbar Vorgesetzten und wird am zehnten Tag nach der Mitteilung 
wirksam, insofern sich die Parteien nicht auf eine andere Frist verstândigen. 

§4 - Wurde die gemaB Artikel 207.2 ersteUte Vereinbarung yom Direktor unterzeichnet, 
versteht man unter dem in §§2 und 3 angeführten unmittelbar Vorgesetzten den Direktor." 

Art. 53 - ln dasselbe Kapitel wird folgender Artikel 207.6 eingefügt: 
,Art. 207.6 - Vorliegendes Kapitel ist anwendbar auf die Anwarter und die mit einem 

Auftrag für den BRF versehenen Bediensteten des Unterrichtswesens." 

Art. 54 - Anhang VI desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt abgeandert: 
1. In Kapitel 1 Stufe 11+ Nummer 4 wird das Wort "Meisterdiplom" durch das "Meisterbrief" 

ersetzt und die Wortfolge " , wenn der Inhaber des Meisterdiploms ebenfaUs über ein Ab­
schlusszeugnis der Oberstufe des Sekundarunterrichts verfügt" gestrichen. 

2. In Kapitel 1 Stufe II Nummer 5 wird das Wort "Meisterdiplom" durch das Wort "Gesel­
lenzeugnis" ersetzt. 

3. In das Kapitel II wird folgender §1.1 eingefügt: 
,,§1.1 - ln Abweichung von §1 werden die Diplome, die von einer deutschen Fachhoch­

schule ausgesteUt wurden und den Titel .Diplom (FH)" tragen, in die Liste der Diplome, die 
Zugang zur Stufe 1 gewahren, eingeordnet, wenn die Studienzeit mindestens 3,5 Jahre um­
fasst." 

4.1n dasselbe Kapitel wird folgender §4 eingefügt: 
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"Gesellenzeugnisse und Meisterbriefe, die gemaB einer auslandischen Regelung erlangt 
worden sind, werden ebenfalls berücksichtigt, wenn sie nach Gutachten des IAWM dem Ge­
sellenzeugnis bzw. dem MeisterbTief durch die Regierung ais gleichwertig anerkannt wer­
den." 

KAPITEL 14 - ABÀNDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 23. MAI 2019 ZUR 
BESTIMMUNG DER RECHTSPOSITION DES UNTER ARBEITSVERTRAG EINGESTELLTEN 
PERSONALS DES BELGISCHEN RUNDFUNK- UND FERNSEHZENTRUMS DER DEUTSCH­
SPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

Art. 55 - ln das Kapitel4 des Erlasses der Regierung vom 23. Mai 2019 zur Bestimmung 
der Rechtsposition des unter Arbeitsvertrag eingestellten Personals des Belgischen Rund­
funk- und Fernsehzentrums der Deutschsprachigen Gemeinschaft wird folgender Artikel 
18.1 eingefügt: 

,,Art. 18.1 - Heimarbeit 

Die Artike1207.1 bis 207.6 des Erlasses der Regierung vom 23. Mai 2019 finden Anwen­
dung auf die Vertragsbediensteten." 

KAPITEL 15 - ABÀNDERUNG DES ERLASSES DER REGIERUNG YOM 28. OKTOBER 2021 
ÜBER EINE ENTSCHÀDIGUNG FÜR HEIMARBEIT lM RAHMEN DER CORONA-KRISE 

Art. 56 - ln Artikell Absatz 1 des Erlasses der Regierung vom 28. Oktober 2021 über 
eine Entschadigung rur Heimarbeit im Rahmen der Corona-KTise wird im einleitenden Satz 
die Angabe ,,31. Dezember 2021" durch die Angabe ,,31. Marz 2022" ersetzt. 

Art. 57 - ln Artikel 2 Absatz 2 desselben Erlasses der Regierung wird das Wort "zwei" 
durch das Wort .drei" ersetzt und am Ende des Satzes die Wortfolge .sowie Juni 2022" 
eingerugt. 

Art. 58 - Artikel 3 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt abgeandert: 
1. In Absatz 1 wird die Wortfolge ,,100 Euro pro Halbjahr" durch die Wortfolge ,,50 Euro 

pro QuartaI" ersetzt. 
2. In Absatz 3 wird am Ende des Satzes die Wortfolge .sowie Juni 2022" eingerugt. 

Art. 59 - ln Artikel 5 desselben Erlasses der Regierung wird die Angabe .31. Dezember 
2021" durch die Angabe ,,31. Marz 2022" ersetzt. 

KAPITEL 16 - SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Art. 60 - Vorliegender Erlass tTitt am 1. Oktober 2022 in Kraft, mit Ausnahme der Artikel 
41 bis 44, die mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in Kraft treten. 
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Art. 61 - Der fur das Personal zustândige Minister ist mit der Durchführung des vorlie­
genden Erlasses beauftragt. 

Eupen, den 

Für die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 

Der Ministerprâsident, 
Minister für lokale Behôrden und Finanzen 

o. PAASCH 

Oliver Paasch 
Ministerprasident 

Digital unterschrieben von Oliver 
Paasch Ministerprasident 
Datum: 2022.07.20 09:12:44 +02'00' 
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Anhang zum Erlass der Regierung zur Einführung der Heimarbeit und zur Abiinderung 
verschiedener Bestimmungen betreffend das Personal des Ministeriums und bestimm­

ter Einrichtungen offentlichen Interesses der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

Barema M4 

Erhôhung jahrl. 3 2.014,14 

:zweijë.hrl. 3 2.014,14 

zweijâ.hrl. 7 2.014,14 

Min 30.921,00 

Max 57.104,87 

0 30.921,00 

1 32.935,14 

2 34.949,29 

3 36.963,43 

5 38.977,58 

7 40.991,72 

9 43.005,86 

11 45.020,01 

13 47.034,15 

15 49.048,29 

17 51.062,44 

19 53.076,58 

21 55.090,73 

23 57.104,87 

Barema M3 

Erhôhung jë.hrl. 3 1.718,81 

zweijâhrl. 3 1.718,81 

zweijâ.hrl. 7 1.718,81 

Min 43.164,22 

Max 65.508,80 

0 43.164,22 

1 44.883,03 

2 46.601,85 

3 48.320,66 

5 50.039,48 
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7 51.758,29 

9 53.477,10 

11 55.195,92 

13 56.914,73 

15 58.633,54 

17 60.352,36 

19 62.071,17 

21 63.789,99 

23 65.508,80 

Barema M2 

Erhôhung jührl 3 2.309,35 

zweijâ.hrl. 3 2.309,35 

zweijahrl. 7 2.309,35 

Min 43.164,22 

Max 73.185,81 

0 43.164,22 

1 45.473,57 

2 47.782,93 

3 50.092,28 

5 52.401,63 

7 54.710,99 

9 57.020,34 

11 59.329,69 

13 61.639,04 

15 63.948,40 

17 66.257,75 

19 68.567,10 

21 70.876,46 

23 73.185,81 

Barema Ml 

Erhôhung jë.hrl. 3 2189,72 

zweijâhrl. 3 2189,72 

:z:weijahrl. 7 2189,72 

Min 58.918,98 

Max 87.385,33 
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0 58.918,98 

1 61.108,70 

2 63.298,42 

3 65.488,14 

5 67.677,86 

7 69.867,58 

9 72.057,30 

11 74.247,01 

13 76.436,73 

15 78.626,45 

17 80.816,17 

19 83.005,89 

21 85.195,61 

23 87.385,33 

Gesehen, um dem Erlass der Regierung zur Einführung der Heimarbeit und zur Abânde­
rung verschiedener Bestimmungen betreffend das Personal des Ministeriums und bestimm­
ter Einrichtungen ôffentlichen Interesses der Deutschsprachigen Gemeinschaft beigefügt 
zu werden. 

Eupen, den 

Für die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 

Der Ministerprâsident, 
Minister für lokale Behôrden und Finanzen 

O. PAASCH 

Oliver Paasch Digital unterschrieben von 
Oliver Paasch Ministerprasident 

Min isterprasident ~~~~o~; 2022.07.20 09:13:42 



20.07.2022 
REGERING VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP 

 
 
 
 

Voorontwerp van een besluit van de Regering tot invoering van telewerk en tot wijziging van 
verschillende bepalingen betreffende het personeel van het Ministerie en van bepaalde organis-

men van openbaar nut van de Duitstalige Gemeenschap 
 
 

DE REGERING VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP, 
 
Gelet op de bijzondere wet van 8 augustus 1980 tot hervorming der instellingen, artikel 68, gewij-

zigd bij de bijzondere wet van 16 juli 1993 en artikel 87, § 3, vervangen bij de bijzondere wet van 8 
augustus 1988; 

 
Gelet op de wet van 31 december 1983 tot hervorming der instellingen voor de Duitstalige Ge-

meenschap, artikel 51, gewijzigd bij de wetten van 16 juli 1993 en 6 januari 2014, en artikel 54, eerste 
lid, vervangen bij de wet van 18 juli 1990; 

 
Gelet op het decreet van 25 mei 2009 houdende het financieel reglement van de Duitstalige Ge-

meenschap, artikel 102, § 1, eerste lid; 
 
Gelet op het besluit van de Regering van 20 januari 1993 tot vaststelling van de spilbedragen voor 

de toekenning van een haardtoelage of van een standplaatstoelage aan het personeel van het Minis-
terie van de Duitstalige Gemeenschap en van de paragemeenschappelijke instellingen; 

 
Gelet op het besluit van de Regering van 27 december 1996 houdende organisatie van het Minis-

terie van de Duitstalige Gemeenschap en houdende regeling van de aanwerving, de loopbaan en de 
bezoldiging van de ambtenaren; 

 
Gelet op het besluit van de Regering van 30 november 2000 betreffende de regeling van de tege-

moetkoming van de Duitstalige Gemeenschap en van sommige instellingen van openbaar nut in de 
vervoerkosten van de personeelsleden; 

 
Gelet op het besluit van de Regering van 20 december 2000 houdende toekenning van een kilome-

tervergoeding voor het gebruik van de fiets op de weg van en naar het werk aan de personeelsleden 
van het Ministerie en van sommige instellingen van openbaar nut van de Duitstalige Gemeenschap; 

 
Gelet op het besluit van de Regering van 7 juni 2001 houdende organisatie van de organismen van 

openbaar nut der Duitstalige Gemeenschap en houdende regeling van de aanwerving, de loopbaan en 
de bezoldiging van de ambtenaren ervan; 

 
Gelet op het besluit van de Regering van 28 september 2001 betreffende de loopbaanonderbreking 

in het Ministerie en in de paragemeenschappelijke instellingen van de Duitstalige Gemeenschap; 
 
Gelet op het besluit van de Regering van 5 juni 2003 betreffende het vakantiegeld toegekend aan 

de personeelsleden van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap en van de paragemeenschap-
pelijke instellingen van de Duitstalige Gemeenschap; 

 
Gelet op het besluit van de Regering van 17 juli 2003 tot bepaling van de rechtspositie van het 

contractueel personeel van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap en van bepaalde 
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organismen van openbaar nut; 
 
Gelet op het besluit van de Regering van 22 december 2005 tot inrichting van een sociale dienst 

voor het personeel van de Regering, van het Ministerie en van bepaalde paragemeenschappelijke in-
stellingen van de Duitstalige Gemeenschap; 

 
Gelet op het besluit van de Regering van 19 juli 2012 houdende delegatie van bepaalde bevoegd-

heden aan personeelsleden van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap; 
 
Gelet op het besluit van de Regering van 23 april 2015 tot regeling van de terugbetaling van onkos-

ten in sommige instellingen van de Duitstalige Gemeenschap; 
 
Gelet op het besluit van de Regering van 23 mei 2019 houdende organisatie van het Belgisch Radio- 

en Televisiecentrum van de Duitstalige Gemeenschap en houdende regeling van de aanwerving, de 
loopbaan en de bezoldiging van de ambtenaren; 

 
Gelet op het besluit van de Regering van 23 mei 2019 tot bepaling van de rechtspositie van het 

contractueel personeel van het Belgisch Radio- en Televisiecentrum van de Duitstalige Gemeenschap; 
 
Gelet op het besluit van de Regering van 28 oktober 2021 betreffende een thuiswerkvergoeding in 

het kader van de coronacrisis; 
 
Gelet op het met redenen omklede advies van de directieraad van het Ministerie van de Duitstalige 

Gemeenschap, gegeven op 31 mei 2022;  
 
Gelet op het protocol nr. S9-2022 van 28 juni 2022 van het sectorcomité XIX van de Duitstalige Ge-

meenschap; 
 
Gelet op het advies van de inspecteur van Financiën, gegeven op 18 juli 2022; 
 
Gelet op advies … van de Raad van State, gegeven op … met toepassing van artikel 84, § 1, eerste 

lid, 2°, van de wetten op de Raad van State, gecoördineerd op 12 januari 1973; 
 
Op de voordracht van de Minister-President, bevoegd voor Personeel; 
 
Na beraadslaging, 
 
Besluit: 
 
 
HOOFDSTUK 1 – WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 20 JANUARI 1993 TOT VAST-

STELLING VAN DE SPILBEDRAGEN VOOR DE TOEKENNING VAN EEN HAARDTOELAGE OF VAN EEN 
STANDPLAATSTOELAGE AAN HET PERSONEEL VAN HET MINISTERIE VAN DE DUITSTALIGE GEMEEN-
SCHAP EN VAN DE PARAGEMEENSCHAPPELIJKE INSTELLINGEN 

 
Artikel 1 – Artikel 1, 3°, van het besluit van de Regering van 20 januari 1993 tot vaststelling van de 

spilbedragen voor de toekenning van een haardtoelage of van een standplaatstoelage aan het perso-
neel van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap en van de paragemeenschappelijke instellin-
gen, ingevoegd bij het besluit van de Regering van 20 februari 2003, wordt vervangen als volgt: 

"3° de Dienst van de Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend leven;" 
 
 
HOOFDSTUK 2 - WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 27 DECEMBER 1996 
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HOUDENDE ORGANISATIE VAN HET MINISTERIE VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP EN HOUDENDE 
REGELING VAN DE AANWERVING, DE LOOPBAAN EN DE BEZOLDIGING VAN DE AMBTENAREN 

 
Art. 2 – In artikel 10 van het besluit van de Regering van 27 december 1996 houdende organisatie 

van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap en houdende regeling van de aanwerving, de loop-
baan en de bezoldiging van de ambtenaren, vervangen bij het besluit van de Regering van 17 januari 
2013, worden de volgende wijzigingen aangebracht: 

1° het derde lid wordt vervangen als volgt: 
"De Regering wijst voor een verlengbare termijn van vijf jaar hoogstens twee plaatsvervangers van 

de secretaris-generaal aan onder de ambtenaren of contractuele personeelsleden van niveau I die een 
positieve evaluatie hebben gekregen en die op het tijdstip van de aanstelling een algemene dienstan-
ciënniteit van minstens 15 jaar hebben." 

2° in het vierde lid worden de woorden "plaatsvervangende secretaris-generaal" vervangen door 
de woorden "plaatsvervanger van de secretaris-generaal"; 

3° het artikel wordt aangevuld met een vijfde lid, luidende: 
"Als de secretaris-generaal wegens ziekteverlof of een andere vorm van verlof afwezig is of niet in 

de mogelijkheid verkeert om het Ministerie te leiden, worden de specifieke beslissingsbevoegdheden 
van de secretaris-generaal van ambtswege overgedragen aan zijn plaatsvervanger. Als de Regering 
meer dan één plaatsvervanger voor de secretaris-generaal aanwijst, worden de beslissingsbevoegdhe-
den overdragen aan de plaatsvervanger met de hoogste algemene dienstanciënniteit. De onmogelijk-
heid om het Ministerie te leiden, wordt vastgesteld door twee leden van de directieraad, met uitzon-
dering van de secretaris-generaal; de beslissing wordt unaniem genomen." 

 
Art. 3 – In artikel 10.1 van hetzelfde besluit van de Regering, ingevoegd bij het besluit van de Rege-

ring van 17 januari 2013, worden de volgende wijzigingen aangebracht: 
1. in het eerste lid worden de woorden "plaatsvervangende secretarissen-generaal" vervangen 

door de woorden "plaatsvervangers van de secretaris-generaal"; 
2. in het tweede lid worden de woorden "plaatsvervangende secretaris-generaal" vervangen 

door de woorden "plaatsvervanger van de secretaris-generaal". 
 
Art. 4 – Artikel 11, § 1, van hetzelfde besluit van de Regering, vervangen bij het besluit van de Re-

gering van 17 januari 2013, wordt vervangen als volgt:   
"§ 1 – De directieraad van het Ministerie telt minstens drie leden en bestaat uit de secretaris-gene-

raal, de plaatsvervangers van de secretaris-generaal en de bestuursdirecteurs. De secretaris-generaal 
bekleedt het voorzitterschap." 

 
Art. 5 – In artikel 11.3 van hetzelfde besluit van de Regering, ingevoegd bij het besluit van de Rege-

ring van 28 oktober 2021, worden de volgende wijzigingen aangebracht: 
1° in het eerste lid worden de woorden "plaatsvervangende secretaris-generaal bevoegd voor Per-

soneel" telkens vervangen door de woorden "secretaris-generaal of diens plaatsvervanger"; 
2° in het tweede lid worden de woorden "plaatsvervangende secretaris-generaal bevoegd voor Per-

soneel" vervangen door de woorden "secretaris-generaal of diens plaatsvervanger". 
 
Art. 6 – In hoofdstuk I, afdeling 2, van hetzelfde besluit van de Regering, gewijzigd bij de regerings-

besluiten van 17 januari 2013, 19 januari 2017 en 28 oktober 2021, wordt een artikel 11.4 ingevoegd, 
luidende: 

"Art. 11.4 – De directieraad wijst de hiërarchische meerderen aan van wie de naam zo snel mogelijk 
na de aanwijzing en na elke wijziging wordt bekendgemaakt door de secretaris-generaal of diens 
plaatsvervanger. Hierbij kan het gaan om ambtenaren, om contractuele personeelsleden of om perso-
neelsleden uit het onderwijs die met een opdracht voor het Ministerie zijn belast." 

 
Art. 7 – Artikel 39, § 1, derde lid, van hetzelfde besluit van de Regering, vervangen bij het besluit 

van de Regering van 17 januari 2013, wordt opgeheven. 
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Art. 8 – In artikel 71 van hetzelfde besluit van de Regering, laatstelijk gewijzigd bij het besluit van 

de Regering van 23 mei 2019, worden de volgende wijzigingen aangebracht: 
1° het tweede lid wordt opgeheven; 
2° het tiende lid wordt vervangen als volgt: 
"De ambtenaar die door de Regering als plaatsvervanger van de secretaris-generaal wordt aange-

wezen, wordt voor de duur van zijn aanwijzing ingeschaald in de weddeschaal M2. Deze bepaling heeft 
geen enkele uitwerking op de regeling inzake bevorderingen." 

3° het elfde lid wordt vervangen als volgt: 
"De ambtenaar die door de Regering als departementshoofd wordt aangewezen, wordt voor de 

duur van zijn aanwijzing ingeschaald in de weddeschaal M4. Deze bepaling heeft geen enkele uitwer-
king op de regeling inzake bevorderingen." 

 
Art. 9 – Artikel 87.5 van hetzelfde besluit van de Regering, ingevoegd bij het besluit van de Regering 

van 19 januari 2017, wordt opgeheven. 
 
Art. 10 – In artikel 91 van hetzelfde besluit van de Regering, ingevoegd bij het besluit van de Rege-

ring van 11 december 2003 en gewijzigd bij het besluit van de Regering van 17 januari 2013, wordt de 
tweede zin opgeheven. 

 
Art. 11 – In artikel 105, tweede lid, van hetzelfde besluit van de Regering, vervangen bij het besluit 

van de Regering van 17 januari 2013, worden de woorden "het departementshoofd" telkens vervan-
gen door de woorden "de hiërarchische meerdere" en worden de woorden "van zijn departement" 
opgeheven. 

 
Art. 12 – In hetzelfde besluit van de Regering, laatstelijk gewijzigd bij het besluit van de Regering 

van 28 oktober 2021, wordt een hoofdstuk VIII.1 ingevoegd, dat de artikelen 191.1 tot 191.6 bevat, 
luidende: 

"HOOFDSTUK VIII.1 - TELEWERK" 
 
Art. 13 – In hoofdstuk VIII.1 van hetzelfde besluit van de Regering wordt een artikel 191.1 inge-

voegd, luidende: 
"Art. 191.1 – Voor de toepassing van dit hoofdstuk wordt verstaan onder: 
1° structureel telewerk: het in het kader van de arbeidsverhouding regelmatig verrichten van het 

werk in de door de ambtenaar gebruikte privéruimten, waarbij de verrichting van het werk vooraf 
wordt vastgelegd in een overeenkomst die overeenkomstig artikel 191.2 is opgemaakt; 

2° occasioneel telewerk: het in het kader van de arbeidsverhouding occasioneel verrichten van het 
werk in de door de ambtenaar gebruikte privéruimten met schriftelijke toestemming van de hiërarchi-
sche meerdere, zonder overeenkomst die vooraf overeenkomstig artikel 191.2 is opgemaakt." 

 
Art. 14 – In hetzelfde hoofdstuk wordt een artikel 191.2 ingevoegd, luidende: 
"Art. 191.2 - Een ambtenaar kan te allen tijde een aanvraag indienen om structureel telewerk te 

verrichten. Daartoe dient hij minstens één maand vóór het geplande begin van het structureel tele-
werk een schriftelijke aanvraag in bij  

1° zijn hiërarchische meerdere als het structureel telewerk tot 40% van de arbeidstijd van de amb-
tenaar zal bedragen; 

2° de secretaris-generaal of diens plaatsvervanger, indien het structureel telewerk meer dan 40% 
van de arbeidstijd van de ambtenaar zal bedragen. 

 
De hiërarchische meerdere of, naargelang van het geval, de secretaris-generaal of diens plaatsver-

vanger onderzoekt of de voorstellingen van de ambtenaar verenigbaar zijn met het belang van de 
dienst. In geval van een positieve beoordeling sluit hij met de ambtenaar een schriftelijke overeen-
komst waarin de modaliteiten van het structureel telewerk worden vastgelegd voor een periode van 
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minstens drie tot hoogstens twaalf maanden.  
 
Die overeenkomst bevat ten minste de volgende gegevens:  
1° het percentage telewerk; 
2° de tijdsplanning, uitgedrukt in uren of dagen;  
3° de vormen van bereikbaarheid tijdens het telewerk." 
 
Art. 15 – In hetzelfde hoofdstuk wordt een artikel 191.3 ingevoegd, luidende: 
"Art. 191.3 - § 1 - Voor structureel telewerk ontvangt de ambtenaar per maand een vergoeding van 

100 euro, vermenigvuldigd met het percentage telewerk dat in de overeenkomstig artikel 191.2 opge-
stelde overeenkomst is vastgesteld ten opzichte van een voltijdse tewerkstelling. 

 
De vergoeding wordt samen met de maandwedde uitbetaald. 
 
Als tijdens ten minste dertig opeenvolgende dagen geen werkelijke diensten verricht worden, 

wordt de vergoeding vanaf de 31e dag voor de duur van de afwezigheid niet uitbetaald. 
 
§ 2 – De ambtenaar ontvangt geen vergoeding voor occasioneel telewerk." 
 
Art. 16 – In hetzelfde hoofdstuk wordt een artikel 191.4 ingevoegd, luidende: 
"Art. 191.4 – Tijdens het telewerk zijn de regels van het arbeidsreglement en de arbeidstijdregeling 

van toepassing. 
 
Tijdens het telewerk is de ambtenaar bereikbaar in de kerntijden zoals die in het arbeidsreglement 

zijn vastgelegd.  
 
Een ambtenaar heeft geen absoluut recht op structureel telewerk. Hij is verplicht gevolg te geven 

aan de terugroeping door een meerdere om bij wijze van uitzondering in de gebouwen van de werk-
gever te werken." 

 
Art. 17 – In hetzelfde hoofdstuk wordt een artikel 191.5 ingevoegd, luidende: 
"Art. 191.5 – § 1 – Elke wijziging in de tewerkstelling van de ambtenaar bij een andere hiërarchische 

meerdere maakt van ambtswege een einde aan de overeenkomst die overeenkomstig artikel 191.2 is 
opgesteld. 

 
§ 2 – Indien de hiërarchische meerdere tekortkomingen vaststelt in de uitoefening van de taken 

en/of de bereikbaarheid van de ambtenaar tijdens het telewerk, dan kan de hiërarchische meerdere 
de overeenkomstig artikel 191.2 opgestelde overeenkomst voortijdig beëindigen, nadat hij de ambte-
naar heeft gehoord. Indien de hiërarchische meerdere een einde maakt aan de overeenkomst, deelt 
hij dit schriftelijk mee aan de ambtenaar. De beëindiging wordt van kracht op de tiende dag na de 
datum van de kennisgeving, tenzij de partijen het met elkaar eens worden om een andere termijn toe 
te passen. 

 
§ 3 – De ambtenaar kan de overeenkomstig artikel 191.2 opgestelde overeenkomst voortijdig be-

eindigen, als de duur van de overeenkomst meer dan drie maanden bedraagt. De beëindiging wordt 
schriftelijk gericht aan de hiërarchische meerdere en wordt van kracht op de tiende dag na de datum 
van de kennisgeving, tenzij de partijen het eens worden om een andere termijn toe te passen. 

 
§ 4 – Indien de overeenkomstig artikel 191.2 opgestelde overeenkomst is ondertekend door de se-

cretaris-generaal of diens plaatsvervanger, wordt onder de in de §§ 2 en 3 bedoelde hiërarchische 
meerdere de secretaris-generaal of diens plaatsvervanger verstaan." 

 
Art. 18 – In hetzelfde hoofdstuk wordt een artikel 191.6 ingevoegd, luidende: 
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"Art. 191.6 – Dit hoofdstuk is van toepassing op de stagiairs en op de personeelsleden uit het on-
derwijs die belast zijn met een opdracht voor het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap." 

 
Art. 19 – In hoofdstuk XII van hetzelfde besluit van de Regering, gewijzigd bij de regeringsbesluiten 

van 10 maart 2005, 17 januari 2013 en 28 oktober 2021, wordt een artikel 225.4 ingevoegd, luidende: 
"Art. 225.4 – De beide bestuursdirecteurs die op 1 oktober 2022 lid zijn van de directieraad en die 

de hoogste graadanciënniteit hebben, worden met ingang van diezelfde datum voor vijf jaar aangewe-
zen als plaatsvervangers van de secretaris-generaal." 

 
Art. 20 – In hetzelfde hoofdstuk wordt een artikel 225.5 ingevoegd, luidende: 
"Art 225.5 – In afwijking van artikel 71, elfde lid, wordt de door de Regering als departementshoofd 

aangewezen ambtenaar die op 1 oktober 2022 op basis van de weddeschaal I/10, I/10-59, I/10bis of 
I/10bis-59 wordt bezoldigd en die een geldelijke anciënniteit van 20 jaar en een geldelijke anciënniteit 
als departementshoofd van minstens 10 jaar heeft, voor de duur van zijn aanwijzing ingeschaald in de 
weddeschaal I/10ter of, naargelang van het geval, I/10ter-59. 

 
In afwijking van de artikelen 87.2 tot 87.4 heeft het door de Regering aangewezen departements-

hoofd dat overeenkomstig het eerste lid wordt bezoldigd, geen recht op een toelage voor manage-
ments- en stafopdrachten." 

 
Art. 21 – In bijlage II van hetzelfde besluit van de Regering, vervangen bij het besluit van de Regering 

van 4 september 2012 en gewijzigd bij het besluit van de Regering van 19 januari 2017, worden de 
weddeschalen M4, M3, M2 en M1 die in de bijlage van dit besluit zijn opgenomen, ingevoegd in de 
weddeschalen die gelden vanaf 1 januari 2019. 

 
Art. 22 – In bijlage III van hetzelfde besluit van de Regering, vervangen bij het besluit van de Rege-

ring van 4 september 2012 en gewijzigd bij het besluit van de Regering van 19 januari 2017, worden 
de eerste en de tweede regel in niveau I vervangen als volgt: 

"Secretaris-generaal M1 
Bestuursdirecteur M3" 
 
Art. 23 – In bijlage VII van hetzelfde besluit van de Regering, ingevoegd bij het besluit van de Rege-

ring van 4 september 2012, worden de volgende wijzigingen aangebracht: 
1° in hoofdstuk I, niveau II+, 4°, worden de woorden "diploma van opleiding tot ondernemings-

hoofd" vervangen door de woorden "diploma van opleiding tot ondernemingshoofd (Meisterbrief)" en 
worden de woorden "indien de houder van het diploma van opleiding tot ondernemingshoofd ook 
over een eindgetuigschrift van het hoger secundair onderwijs beschikt" opgeheven; 

2° in hoofdstuk I, niveau II, 5°, worden de woorden "diploma van opleiding tot ondernemingshoofd" 
vervangen door het woord "eindeleertijdsgetuigschrift"; 

3° In hoofdstuk II wordt een paragraaf 1.1 ingevoegd, luidende: 
"§ 1.1 – In afwijking van § 1 worden diploma's die zijn afgegeven door een Duitse Fachhochschule 

en die de titel "Diplom (FH)" dragen, opgenomen in de lijst van diploma's die toegang verlenen tot 
niveau I, indien de studieperiode ten minste 3,5 jaar beslaat." 

4° in hetzelfde hoofdstuk wordt een paragraaf 4 ingevoegd, luidende: 
"De in overeenstemming met een buitenlandse regeling behaalde eindeleertijdsgetuigschriften en 

diploma's van opleiding tot ondernemingshoofd (Meisterbriefe) worden eveneens in aanmerking ge-
nomen, indien ze na advies van het IAWM gelijkwaardig zijn verklaard met het eindeleertijdsgetuig-
schrift of met het diploma van opleiding tot ondernemingshoofd (Meisterbrief)." 

 
 
HOOFDSTUK 3 – WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 30 NOVEMBER 2000 BETREF-

FENDE DE REGELING VAN DE TEGEMOETKOMING VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP EN VAN SOM-
MIGE INSTELLINGEN VAN OPENBAAR NUT IN DE VERVOERKOSTEN VAN DE PERSONEELSLEDEN  
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Art. 24 – Artikel 1, 2°, a), van het besluit van de Regering van 30 november 2000 betreffende de 

regeling van de tegemoetkoming van de Duitstalige Gemeenschap en van sommige instellingen van 
openbaar nut in de vervoerkosten van de personeelsleden wordt vervangen als volgt: 

"a) de Dienst van de Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend leven;" 
 
Art. 25 – Artikel 2, § 3, van hetzelfde besluit van de Regering wordt vervangen als volgt: 
"§ 3 – Bij een deeltijdse tewerkstelling wordt de tegemoetkoming verminderd in verhouding tot het 

tewerkstellingspercentage. 
 
Indien het personeelslid op basis van een schriftelijke overeenkomst een deel van zijn werktijd als 

structureel telewerk verricht, wordt de bijdrage van de werkgever in de vervoerkosten verminderd in 
verhouding tot het percentage telewerk." 

 
 
HOOFDSTUK 4 – WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 20 DECEMBER 2000 HOU-

DENDE TOEKENNING VAN EEN KILOMETERVERGOEDING VOOR HET GEBRUIK VAN DE FIETS OP DE WEG 
VAN EN NAAR HET WERK AAN DE PERSONEELSLEDEN VAN HET MINISTERIE EN VAN SOMMIGE INSTEL-
LINGEN VAN OPENBAAR NUT VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP 

 
Art. 26 – Artikel 1, 2°, eerste streepje, van het besluit van de Regering van 20 december 2000 hou-

dende toekenning van een kilometervergoeding voor het gebruik van de fiets op de weg van en naar 
het werk aan de personeelsleden van het Ministerie en van sommige instellingen van openbaar nut 
van de Duitstalige Gemeenschap wordt vervangen als volgt: 

"- de Dienst van de Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend leven;" 
 
 
HOOFDSTUK 5 - WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 7 JUNI 2001 HOUDENDE OR-

GANISATIE VAN DE ORGANISMEN VAN OPENBAAR NUT DER DUITSTALIGE GEMEENSCHAP EN HOU-
DENDE REGELING VAN DE AANWERVING, DE LOOPBAAN EN DE BEZOLDIGING VAN DE AMBTENAREN 
ERVAN 

 
Art. 27 – Artikel 1, 1°, van het besluit van de Regering van 7 juni 2001 houdende organisatie van de 

organismen van openbaar nut der Duitstalige Gemeenschap en houdende regeling van de aanwerving, 
de loopbaan en de bezoldiging van de ambtenaren ervan wordt vervangen als volgt: 

"1° de Dienst van de Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend leven;" 
 
Art. 28 – In artikel 15.2 van hetzelfde besluit van de Regering, ingevoegd bij het besluit van de Re-

gering van 11 december 2003 en vervangen bij het besluit van de Regering van 19 oktober 2006, wor-
den na het woord "172" de woorden ", 191.2, 191.5" ingevoegd. 

 
Art. 29 – In artikel 17 van hetzelfde besluit van de Regering, gewijzigd bij het besluit van de Regering 

van 29 oktober 2015, wordt de eerste regel vervangen als volgt: 
"Afgevaardigd directeur M3" 
 
 
HOOFDSTUK 6 – WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 28 SEPTEMBER 2001 BETREF-

FENDE DE LOOPBAANONDERBREKING IN HET MINISTERIE EN IN DE PARAGEMEENSCHAPPELIJKE IN-
STELLINGEN VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP  

 
Art. 30 – In artikel 1 van het besluit van de Regering van 28 september 2001 betreffende de loop-

baanonderbreking in het Ministerie en in de paragemeenschappelijke instellingen van de Duitstalige 
Gemeenschap worden de volgende wijzigingen aangebracht: 
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1. de bepaling onder 2° wordt vervangen als volgt: 
"2° de Dienst van de Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend leven;" 
2. in de bepaling onder 4° wordt de punt op het einde van de zin vervangen door een kommapunt; 
3. er wordt een bepaling onder 5° ingevoegd, luidende: 
"5° het Belgisch Radio- en Televisiecentrum van de Duitstalige Gemeenschap." 
 
 
HOOFDSTUK 7 – WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 5 JUNI 2003 BETREFFENDE 

HET VAKANTIEGELD TOEGEKEND AAN DE PERSONEELSLEDEN VAN HET MINISTERIE VAN DE DUITSTA-
LIGE GEMEENSCHAP EN VAN DE PARAGEMEENSCHAPPELIJKE INSTELLINGEN VAN DE DUITSTALIGE GE-
MEENSCHAP 

 
Art. 31 – Artikel 1, 2°, van het besluit van de Regering van 5 juni 2003 betreffende het vakantiegeld 

toegekend aan de personeelsleden van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap en van de pa-
ragemeenschappelijke instellingen van de Duitstalige Gemeenschap wordt vervangen als volgt: 

"2° de Dienst van de Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend leven;" 
 
 
HOOFDSTUK 8 - WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 17 JULI 2003 TOT BEPALING 

VAN DE RECHTSPOSITIE VAN HET CONTRACTUEEL PERSONEEL VAN HET MINISTERIE VAN DE DUITSTA-
LIGE GEMEENSCHAP EN VAN BEPAALDE ORGANISMEN VAN OPENBAAR NUT 

 
Art. 32 – Artikel 1, eerste lid, 3°, van het besluit van de Regering van 17 juli 2003 tot bepaling van 

de rechtspositie van het contractueel personeel van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap 
en van bepaalde organismen van openbaar nut wordt vervangen als volgt: 

"3° de Dienst van de Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend leven;" 
 
Art. 33 – In artikel 9.2 van hetzelfde besluit van de Regering, ingevoegd bij het besluit van de Rege-

ring van 19 januari 2017, worden de volgende wijzigingen aangebracht: 
1° in het eerste lid wordt het woord "I/8" vervangen door het woord "M4" en worden de woorden 

"tot het met toepassing van de bepalingen van artikel 12 van dit besluit op basis van een hogere wed-
deschaal bezoldigd wordt" opgeheven;  

2° het tweede lid wordt opgeheven; 
3° in het derde lid worden de woorden "en het tweede" opgeheven. 
 
Art. 34 – In hoofdstuk III van hetzelfde besluit van de Regering, gewijzigd bij de regeringsbesluiten 

van 13 januari 2017 en 23 mei 2019, wordt een artikel 9.4 ingevoegd, luidende: 
"Art. 9.4 – Plaatsvervanger van de secretaris-generaal 
 
Indien een contractueel personeelslid van het Ministerie door de Regering wordt aangewezen als 

plaatsvervanger van de secretaris-generaal overeenkomstig artikel 10 van hetzelfde besluit van de Re-
gering van 27 december 1996, wordt betrokkene gedurende zijn aanstelling als plaatsvervanger van 
de secretaris-generaal bezoldigd op basis van de weddeschaal M2. Deze bepaling heeft geen enkele 
uitwerking op de financiële opwaardering." 

 
Art. 35 – In hoofdstuk IIIbis van hetzelfde besluit van de Regering, ingevoegd bij het besluit van de 

Regering van 5 juli 2007 en gewijzigd bij het besluit van de Regering van 23 mei 2019, wordt een artikel 
12.7 ingevoegd, luidende: 

"Art. 12.7 – Telewerk 
 
De artikelen 191.1 tot 191.6 van het besluit van de Regering van 27 december 1996 zijn van toe-

passing op de contractuele personeelsleden." 
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HOOFDSTUK 9 - WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 22 DECEMBER 2005 TOT IN-

RICHTING VAN EEN SOCIALE DIENST VOOR HET PERSONEEL VAN DE REGERING, VAN HET MINISTERIE 
EN VAN BEPAALDE PARAGEMEENSCHAPPELIJKE INSTELLINGEN VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP 

 
Art. 36 - In artikel 2, eerste lid, 4°, van het besluit van de Regering van 22 december 2005 tot in-

richting van een sociale dienst voor het personeel van de Regering, van het Ministerie en van bepaalde 
paragemeenschappelijke instellingen van de Duitstalige Gemeenschap worden de woorden "Dienst 
voor de personen met een handicap" vervangen door de woorden "Dienst van de Duitstalige Gemeen-
schap voor zelfbeschikkend leven". 

 
Art. 37 – In artikel 3, § 2, derde lid, 2°, van hetzelfde besluit van de Regering, vervangen bij het 

besluit van de Regering van 20 februari 2014, worden de woorden "Dienst voor de personen met een 
handicap" vervangen door de woorden "Dienst van de Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend 
leven". 

 
 
HOOFDSTUK 10 – WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 19 JULI 2012 HOUDENDE 

DELEGATIE VAN BEPAALDE BEVOEGDHEDEN AAN PERSONEELSLEDEN VAN HET MINISTERIE VAN DE 
DUITSTALIGE GEMEENSCHAP 

 
Art. 38 – Artikel 2, eerste lid, van het besluit van de Regering van 19 juli 2012 houdende delegatie 

van bepaalde bevoegdheden aan personeelsleden van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap 
wordt opgeheven. 

 
Art. 39 – In artikel 13 van het besluit van de Regering van 19 juli 2012 houdende delegatie van 

bepaalde bevoegdheden aan personeelsleden van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap, ge-
wijzigd bij de regeringsbesluiten van 21 februari 2017, 30 mei 2017 en 31 januari 2019, worden de 
volgende wijzigingen aangebracht: 

1° er wordt een bepaling onder 1.1 ingevoegd, luidende: 
"1.1. het voorstel tot vorming van een administratieve eenheid in ontvangst nemen, het voorstel 

indienen bij de directieraad, de medewerkers toewijzen aan een eenheidshoofd overeenkomstig arti-
kel 11.3 van hetzelfde decreet;" 

2° er wordt een bepaling onder 1.2 ingevoegd, luidende: 
"1.2. overeenkomstig artikel 11.4 van hetzelfde besluit meedelen wie de directieraad als hiërarchi-

sche meerderen heeft aangewezen;" 
3° de bepaling onder 11° wordt opgeheven; 
4° er wordt een bepaling onder 39.1 ingevoegd, luidende: 
"39.1 een overeenkomst over structureel telewerk sluiten, alsook de aanvraag voor structureel te-

lewerk in ontvangst nemen en toetsen overeenkomstig artikel 191.2 van hetzelfde besluit;" 
5° er wordt een bepaling onder 39.2 ingevoegd, luidende: 
"39.2. de voortijdige beëindiging van een overeenkomst over structureel telewerk overeenkomstig 

artikel 191.5, § 4, van hetzelfde besluit bewerkstelligen of in ontvangst nemen;" 
 
 
HOOFDSTUK 11 – WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 23 APRIL 2015 TOT REGE-

LING VAN DE TERUGBETALING VAN ONKOSTEN IN SOMMIGE INSTELLINGEN VAN DE DUITSTALIGE GE-
MEENSCHAP 

 
Art. 40 – Artikel 15, derde lid, van het besluit van de Regering van 23 april 2015 tot regeling van de 

terugbetaling van onkosten in sommige instellingen van de Duitstalige Gemeenschap wordt opgehe-
ven. 
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HOOFDSTUK 12 – WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 13 APRIL 2017 TOT VAST-

STELLING VAN DE PERSONEELSFORMATIE VAN HET MINISTERIE VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP 
 
Art. 41 – In artikel 1 van het besluit van de Regering van 13 april 2017 tot vaststelling van de perso-

neelsformatie van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap wordt de regel "Kunstwetenschap-
pelijk adviseur . . . . .Kunstwetenschappelijk adjunct of kunstwetenschappelijk adjunct-adviseur (*)(2) 
. . . . . 1" opgeheven. 

 
Art. 42 – Artikel 4 van hetzelfde besluit van de Regering wordt vervangen als volgt: 
"Art. 4 – De graad "bestuursdirecteur" wordt in de personeelsformatie geschrapt, zodra de laatste 

ambtenaar die deze graad bekleedt, een andere graad bekleedt, de dienst definitief verlaat of met 
pensioen gaat." 

 
 
HOOFDSTUK 13 - WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 23 MEI 2019 HOUDENDE 

ORGANISATIE VAN HET BELGISCH RADIO- EN TELEVISIECENTRUM VAN DE DUITSTALIGE GEMEEN-
SCHAP EN HOUDENDE REGELING VAN DE AANWERVING, DE LOOPBAAN EN DE BEZOLDIGING VAN DE 
AMBTENAREN 

 
Art. 43 – In hoofdstuk I, afdeling 2, van het besluit van de Regering van 23 mei 2019 houdende 

organisatie van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap en houdende regeling van de aanwer-
ving, de loopbaan en de bezoldiging van de ambtenaren, gewijzigd bij het besluit van de Regering van 
28 oktober 2021, wordt een artikel 12.2 ingevoegd, luidende:  

"Art. 12.2 – De directieraad wijst de hiërarchische meerderen aan van wie de naam zo snel mogelijk 
na de aanwijzing en na elke wijziging wordt bekendgemaakt door de directeur. Hierbij kan het gaan 
om ambtenaren, om contractuele personeelsleden en om personeelsleden uit het onderwijs die met 
een opdracht voor het BRF zijn belast." 

 
Art. 44 – Artikel 48, § 1, derde lid, van hetzelfde besluit van de Regering wordt opgeheven.  
 
Art. 45 – In artikel 98 van hetzelfde besluit van de Regering wordt de tweede zin opgeheven. 
 
Art. 46 – In artikel 117, tweede lid, van hetzelfde besluit van de Regering worden de woorden "het 

departementshoofd" telkens vervangen door de woorden "de hiërarchische meerdere" en worden de 
woorden "van zijn departement" opgeheven. 

 
Art. 47 – In hetzelfde besluit van de Regering, laatstelijk gewijzigd bij het besluit van de Regering 

van 28 oktober 2021, wordt een hoofdstuk 9.1 ingevoegd, dat de artikelen 207.1 tot 207.6 bevat, lui-
dende: 

"HOOFDSTUK 9.1 - TELEWERK" 
 
Art. 48 – In hoofdstuk 9.1 van hetzelfde besluit van de Regering wordt een artikel 207.1 ingevoegd, 

luidende: 
"Art. 207.1 – Voor de toepassing van dit hoofdstuk wordt verstaan onder: 
1° structureel telewerk: het in het kader van de arbeidsverhouding regelmatig verrichten van het 

werk in de door de ambtenaar gebruikte privéruimten, waarbij de verrichting van het werk vooraf 
wordt vastgelegd in een overeenkomst die overeenkomstig artikel 207.2 is opgemaakt; 

2° occasioneel telewerk: het in het kader van de arbeidsverhouding occasioneel verrichten van het 
werk in de door de ambtenaar gebruikte privéruimten met schriftelijke toestemming van de hiërarchi-
sche meerdere, zonder overeenkomst die vooraf overeenkomstig artikel 207.2 is opgemaakt." 

 
Art. 49 – In hetzelfde hoofdstuk wordt een artikel 207.2 ingevoegd, luidende: 
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"Art. 207.2 - Een ambtenaar kan te allen tijde een aanvraag indienen om structureel telewerk te 
verrichten. Daartoe dient hij minstens één maand vóór het geplande begin van het structureel tele-
werk een schriftelijke aanvraag in bij  

1° zijn hiërarchische meerdere als het structureel telewerk tot 40% van de arbeidstijd van de amb-
tenaar zal bedragen; 

2° de directeur, indien het structureel telewerk meer dan 40% van de arbeidstijd van de ambtenaar 
zal bedragen. 

 
De hiërarchische meerdere of, naargelang van het geval, de directeur onderzoekt of de voorstellin-

gen van de ambtenaar verenigbaar zijn met het belang van de dienst. In geval van een positieve be-
oordeling sluit hij met de ambtenaar een schriftelijke overeenkomst waarin de modaliteiten van het 
structureel telewerk worden vastgelegd voor een periode van minstens drie tot hoogstens twaalf 
maanden.  

 
Die overeenkomst bevat ten minste de volgende gegevens:  
1° het percentage telewerk; 
2° de tijdsplanning, uitgedrukt in uren of dagen;  
3° de vormen van bereikbaarheid tijdens het telewerk." 
 
Art. 50 – In hetzelfde hoofdstuk wordt een artikel 207.3 ingevoegd, luidende: 
"Art. 207.3 - § 1 - Voor structureel telewerk ontvangt de ambtenaar per maand een vergoeding van 

100 euro, vermenigvuldigd met het percentage telewerk dat in de overeenkomstig artikel 207.2 opge-
stelde overeenkomst is vastgesteld ten opzichte van een voltijdse tewerkstelling. 

 
De vergoeding wordt samen met de maandwedde uitbetaald. 
 
Als tijdens ten minste dertig opeenvolgende dagen geen werkelijke diensten verricht worden, 

wordt de vergoeding vanaf de 31e dag voor de duur van de afwezigheid niet uitbetaald. 
 
§ 2 – De ambtenaar ontvangt geen vergoeding voor occasioneel telewerk." 
 
Art. 51 – In hetzelfde hoofdstuk wordt een artikel 207.4 ingevoegd, luidende: 
"Art. 207.4 – Tijdens het telewerk zijn de regels van het arbeidsreglement en de arbeidstijdregeling 

van toepassing. 
 
Tijdens het telewerk is de ambtenaar bereikbaar in de kerntijden zoals die in het arbeidsreglement 

zijn vastgelegd. 
 
Een ambtenaar heeft geen absoluut recht op structureel telewerk. Hij is verplicht gevolg te geven 

aan de terugroeping door een meerdere om bij wijze van uitzondering in de gebouwen van de werk-
gever te werken." 

 
Art. 52 – In hetzelfde hoofdstuk wordt een artikel 207.5 ingevoegd, luidende: 
"Art. 207.5 – § 1 – Elke wijziging in de tewerkstelling van de ambtenaar bij een andere hiërarchische 

meerdere maakt van ambtswege een einde aan de overeenkomst die overeenkomstig artikel 207.2 is 
opgesteld. 

 
§ 2 – Indien de hiërarchische meerdere tekortkomingen vaststelt in de uitoefening van de taken 

en/of de bereikbaarheid van de ambtenaar tijdens het telewerk, dan kan de hiërarchische meerdere 
de overeenkomstig artikel 207.2 opgestelde overeenkomst voortijdig beëindigen, nadat hij de ambte-
naar heeft gehoord. Indien de hiërarchische meerdere een einde maakt aan de overeenkomst, deelt 
hij dit schriftelijk mee aan de ambtenaar. De beëindiging wordt van kracht op de tiende dag na de 
datum van de kennisgeving, tenzij de partijen het met elkaar eens worden om een andere termijn toe 
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te passen. 
 
§ 3 – De ambtenaar kan de overeenkomstig artikel 207.2 opgestelde overeenkomst voortijdig be-

eindigen, als de duur van de overeenkomst meer dan drie maanden bedraagt. De beëindiging wordt 
schriftelijk gericht aan de hiërarchische meerdere en wordt van kracht op de tiende dag na de datum 
van de kennisgeving, tenzij de partijen het eens worden om een andere termijn toe te passen. 

 
§ 4 – Indien de overeenkomstig artikel 207.2 opgestelde overeenkomst is ondertekend door de di-

recteur, wordt onder de in de §§ 2 en 3 bedoelde hiërarchische meerdere de directeur verstaan." 
 
Art. 53 – In hetzelfde hoofdstuk wordt een artikel 207.6 ingevoegd, luidende: 
"Art. 207.6 – Dit hoofdstuk is van toepassing op de stagiairs en op de personeelsleden uit het on-

derwijs die belast zijn met een opdracht voor het BRF." 
 
Art. 54 – In bijlage VI van hetzelfde besluit van de Regering worden de volgende wijzigingen aange-

bracht: 
1° in hoofdstuk I, niveau II+, 4°, worden de woorden "diploma van opleiding tot ondernemings-

hoofd" vervangen door de woorden "diploma van opleiding tot ondernemingshoofd (Meisterbrief)" en 
worden de woorden "indien de houder van het diploma van opleiding tot ondernemingshoofd ook 
over een eindgetuigschrift van het hoger secundair onderwijs beschikt" opgeheven; 

2° in hoofdstuk I, niveau II, 5°, worden de woorden "diploma van opleiding tot ondernemingshoofd" 
vervangen door het woord "eindeleertijdsgetuigschrift"; 

3° In hoofdstuk II wordt een paragraaf 1.1 ingevoegd, luidende: 
"§ 1.1 – In afwijking van § 1 worden diploma's die zijn afgegeven door een Duitse Fachhochschule 

en die de titel "Diplom (FH)" dragen, opgenomen in de lijst van diploma's die toegang verlenen tot 
niveau I, indien de studieperiode ten minste 3,5 jaar beslaat." 

4° in hetzelfde hoofdstuk wordt een paragraaf 4 ingevoegd, luidende: 
"De in overeenstemming met een buitenlandse regeling behaalde eindeleertijdsgetuigschriften en 

diploma's van opleiding tot ondernemingshoofd (Meisterbriefe) worden eveneens in aanmerking ge-
nomen, indien ze na advies van het IAWM gelijkwaardig zijn verklaard met het eindeleertijdsgetuig-
schrift of met het diploma van opleiding tot ondernemingshoofd (Meisterbrief)." 

 
 
HOOFDSTUK 14 – WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 23 MEI 2019 TOT BEPALING 

VAN DE RECHTSPOSITIE VAN HET CONTRACTUEEL PERSONEEL VAN HET BELGISCH RADIO- EN TELEVI-
SIECENTRUM VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP 

 
Art. 55 – In hoofdstuk 4 van het besluit van de Regering van 23 mei 2019 tot bepaling van de rechts-

positie van het contractueel personeel van het Belgisch Radio- en Televisiecentrum van de Duitstalige 
Gemeenschap wordt een artikel 18.1 ingevoegd, luidende: 

"Art. 18.1 – Telewerk 
 
De artikelen 207.1 tot 207.6 van het besluit van de Regering van 23 mei 2019 zijn van toepassing 

op de contractuele personeelsleden." 
 
 
HOOFDSTUK 15 - WIJZIGING VAN HET BESLUIT VAN DE REGERING VAN 28 OKTOBER 2021 BETREF-

FENDE EEN THUISWERKVERGOEDING IN HET KADER VAN DE CORONACRISIS 
 
Art. 56 – In de inleidende zin van artikel 1, eerste lid, van het besluit van de Regering van 28 oktober 

2021 betreffende een thuiswerkvergoeding in het kader van de coronacrisis worden de woorden "31 
december 2021" vervangen door de woorden "31 maart 2022". 
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Art. 57 – In artikel 2, tweede lid, van hetzelfde besluit van de Regering wordt het woord "twee" 
vervangen door het woord "drie" en wordt de zin aangevuld met de woorden "en in juni 2022". 

 
Art. 58 – In artikel 3 van hetzelfde besluit van de Regering worden de volgende wijzigingen aange-

bracht: 
1. in het eerste lid worden de woorden "100 euro per halfjaar" vervangen door de woorden 

"50 euro per kwartaal"; 
2. het derde lid wordt op het einde van de zin aangevuld met de woorden "en in juni 2022". 
 
Art. 59 – In artikel 5 van hetzelfde besluit van de Regering worden de woorden "31 december 2021" 

vervangen door de woorden "31 maart 2022". 
 
 
HOOFDSTUK 16 - SLOTBEPALINGEN 
 
Art. 60 – Dit besluit treedt in werking op 1 oktober 2022, met uitzondering van de artikelen 41 tot 

44, die uitwerking hebben met ingang van 1 januari 2022. 
 
Art. 61 – De minister bevoegd voor Personeel is belast met de uitvoering van dit besluit. 
 
 
Eupen,  
 
 

Voor de Regering van de Duitstalige Gemeenschap, 
 
 

De Minister-President,  
Minister van Lokale Besturen en Financiën 

O. PAASCH 
 

 
Bijlage bij het besluit van de Regering tot invoering van telewerk en tot wijziging van verschillende 
bepalingen betreffende het personeel van het Ministerie en van bepaalde organismen van open-

baar nut van de Duitstalige Gemeenschap 
 
 

Barema   M4 

Verho-
ging 

jaarl. 3 2.014,14 

  
twee-
jaarl. 

3 2.014,14 

  
twee-
jaarl. 

7 2.014,14 

        

Min     30.921,00 

Max     57.104,87 

        

0     30.921,00 

1     32.935,14 
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2     34.949,29 

3     36.963,43 

5     38.977,58 

7     40.991,72 

9     43.005,86 

11     45.020,01 

13     47.034,15 

15     49.048,29 

17     51.062,44 

19     53.076,58 

21     55.090,73 

23     57.104,87 

 
 

Barema   M3 

Verho-
ging 

jaarl. 3 1.718,81 

  
twee-
jaarl. 

3 1.718,81 

  
twee-
jaarl. 

7 1.718,81 

        

Min     43.164,22 

Max     65.508,80 

        

0     43.164,22 

1     44.883,03 

2     46.601,85 

3     48.320,66 

5     50.039,48 

7     51.758,29 

9     53.477,10 

11     55.195,92 

13     56.914,73 

15     58.633,54 

17     60.352,36 

19     62.071,17 

21     63.789,99 

23     65.508,80 

 
 

Barema   M2 
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Verho-
ging 

jaarl. 3 2.309,35 

  
twee-
jaarl. 

3 2.309,35 

  
twee-
jaarl. 

7 2.309,35 

        

Min     43.164,22 

Max     73.185,81 

        

0     43.164,22 

1     45.473,57 

2     47.782,93 

3     50.092,28 

5     52.401,63 

7     54.710,99 

9     57.020,34 

11     59.329,69 

13     61.639,04 

15     63.948,40 

17     66.257,75 

19     68.567,10 

21     70.876,46 

23     73.185,81 

 
 

Barema   M1 

Verho-
ging 

jaarl. 3 2189,72 

  
twee-
jaarl. 

3 2189,72 

  
twee-
jaarl. 

7 2189,72 

       

Min     58.918,98 

Max     87.385,33 

        

0     58.918,98 

1     61.108,70 

2     63.298,42 

3     65.488,14 

5     67.677,86 

7     69.867,58 

9     72.057,30 
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11     74.247,01 

13     76.436,73 

15     78.626,45 

17     80.816,17 

19     83.005,89 

21     85.195,61 

23     87.385,33 

 
 

Gezien om te worden gevoegd bij het besluit van de Regering tot invoering van telewerk en tot 
wijziging van verschillende bepalingen betreffende het personeel van het Ministerie en van bepaalde 
organismen van openbaar nut van de Duitstalige Gemeenschap. 

 
 
Eupen,  
 
 

Voor de Regering van de Duitstalige Gemeenschap, 
 
 

De Minister-President,  
Minister van Lokale Besturen en Financiën 

O. PAASCH 




